
  Y:\Gemeindeversammlung\GV 2012-12-11\2012-12-11 Überweisungsschreiben.doc 

 

 

  
 
 
  
      12. Dezember 2012 

 
 
Beschlüsse der Gemeindeversammlung 
vom Dienstag, 11. Dezember 2012 
 
Traktandum 1 
Beschlussprotokoll der Gemeindeversammlung vom 18.10.2012 
 
://: Das Beschlussprotokoll der Gemeindeversammlung vom 18.10.2012 wird grossmehrheitlich 

genehmigt.  
 
 
Traktandum 2 
Kenntnisnahme der Finanzpläne 2013 - 2017 
 
://: Die Finanzpläne 2013 - 2017 werden grossmehrheitlich zur Kenntnis genommen.  
 
 
Traktandum 3 
Anträge Festsetzung des Steuerfusses für die Einkommens- und Vermögenssteuer natürlicher 
Personen, des Steuersatzes für die Ertragssteuer juristischer Personen, der Kapitalsteuer für 
Kapitalgesellschaften und Genossenschaften sowie der Feuerwehrdienstersatzabgabe natürli-
cher Personen für das Jahr 2013 
 
Grossmehrheitlich, mit zwei Gegenstimmen und einigen Enthaltung, wird was folgt beschlossen: 
 
://: 1) Der Steuerfuss für die Einkommens- und Vermögenssteuer der natürlichen Personen bei   

  56% der Staatssteuer wird belassen. 
 
 2) Für die Juristischen Personen werden die Steuersätze wie folgt festgelegt:  
 

a) für Kapitalgesellschaften und Genossenschaften wird die Ertragssteuer bei 5% belas-
sen; 

 
   b) für Kapitalgesellschaften und Genossenschaften wird die Kapitalsteuer bei 2,75‰ 

  belassen; 
 
    c) für Vereine, Stiftungen und übrige Juristische Personen, wird die Ertragssteuer bei 5%   

des steuerbaren Ertrages, die Kapitalsteuer bei 2.75‰ des steuerbaren Kapitals be-
lassen; 

 
   d) für Holdinggesellschaften wird der Liegenschaftsnettoertrag bei 5%, die Kapitalsteuer  

   bei 0.1‰ des steuerbaren Kapitals, mindestens CHF 100.00 belassen; 
 
  e) für Domizilgesellschaften wird für übrige Einkünfte bei 5%, die Kapital- 

   steuer bei 0.5‰ des steuerbaren Kapitals, mindestens CHF 100.00 belassen; 
   
 3) Die Feuerwehrdienstersatzabgabe wird bei 5% des Staatssteuerbetrages sowie das 

 Minimum der Ersatzabgabe bei CHF 20.00 und das Maximum bei CHF 600.00 belassen. 
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Beratung des Voranschlags 2013 der Einwohnergemeinde 
 
://:   Der Voranschlag 2013 der Einwohnergemeinde wird beraten und es werden folgende Ände- 
   rungen beschlossen: 
 

- Konto 020-311.10, Streichung CHF 1‘000 (Bürostühle) 
- Konto 160-314.20, Streichung CHF 5‘000 (LED-Beleuchtung Ortskommandoposten) 
- Konto 942-314.40, Streichung CHF 87‘500 (Unterhalt Einfamilienhaus Freidorfweg 8) 
- Investitionsrechnung: Konto 620-501.46, Streichung CHF 180‘000 (Kirchplatz Neugestal-

tung) 
 

://:   Der Voranschlag 2013 der Einwohnergemeinde wird in Abänderung der vorgenannten Posi-
tionen mit einem Ertragsüberschuss von CHF 162‘830 und Nettoinvestitionen (inkl. Spezial-
finanzierungen) von CHF 17‘294‘500 grossmehrheitlich bei einigen Gegenstimmen und eini-
gen Enthaltungen genehmigt. 

 
 
Traktandum 4 
Vertrag über die regionale Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde (KESB) Birstal 
 
Wortlaut des Vertrages 
 
Die Einwohnergemeinden Aesch, Arlesheim, Birsfelden, Duggingen, Münchenstein, Muttenz, Pfeffin-
gen und Reinach, gestützt auf § 60 Absatz 2 des Gesetzes vom 16. November 2006 über die Einfüh-
rung des Zivilgesetzbuches (EG ZGB)

1
, vereinbaren: 

 
Allgemeine Bestimmungen 

 
§ 1 Gemeinsame Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde 
Die Einwohnergemeinden Aesch, Arlesheim, Birsfelden, Duggingen, Münchenstein, Muttenz, Pfeffin-
gen und Reinach (kurz: Vertragsgemeinden) bestellen eine gemeinsame Kindes- und Erwachsenen-
schutzbehörde gemäss § 34b 

bis
 des Gemeindegesetzes. 

 
§ 2 Name  
Die gemeinsame Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde trägt den Namen „Kindes- und Erwachse-
nenschutzbehörde Birstal“ (kurz: KESB Birstal). 
 
§ 3 Zweck und Inhalt 
1
 Mit dem vorliegenden Vertrag regeln die Vertragsgemeinden die Grundsätze der Gemeindezusam-

menarbeit und die Organisation der KESB Birstal.  

2
 Die Ausführungsbestimmungen zu diesem Vertrag regeln die Gemeinderäte der Vertragsgemeinden 

in einer separaten Vereinbarung.  
 
Organisation der Gemeindezusammenarbeit 

§ 4 Versammlung der Gemeindedelegierten 
1
 Die Gemeinderäte der Vertragsgemeinden entsenden Delegierte in die Versammlung der Gemein-

dedelegierten.  

2
 Den Vertragsgemeinden steht pro Gemeinde ein Delegierter bzw. eine Delegierte zu. Dieser hat fol-

gendes Stimmrecht: 

1 Stimme bei 1-5‘000 Einwohnenden 

2 Stimmen bei 5‘001-10‘000 Einwohnenden 

                                                
1
  SGS 211. 
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3 Stimmen bei 10‘001-15‘000 Einwohnenden 

4 Stimmen bei 15‘001-20‘000 Einwohnenden 

usw. Massgebend ist die Einwohnerzahl per 31.12. des Vorjahres. 

3
 Die Versammlung der Gemeindedelegierten nimmt die Aufgaben wahr, die ihr durch diesen Vertrag 

zugewiesen sind. 

4
 Sie fasst ihre Beschlüsse nach dem Mehrheitsprinzip. Im Weiteren konstituiert sie sich selbst. 

5 
Der/die Vorsitzende der Versammlung wird von der Leitgemeinde delegiert und besitzt den Stichent-

scheid. 

§ 5 Geschäftsausschuss der Gemeindedelegierten 
1
 Die Versammlung der Gemeindedelegierten setzt zur Betreuung der organisatorischen und administ-

rativen Belange einen Geschäftsausschuss mit Aufgaben gemäss den Ausführungsbestimmungen 
ein. 

2 
Der Geschäftsausschuss setzt sich zusammen aus dem/der Vorsitzenden und zwei weiteren Mitglie-

dern der Gemeindedelegierten. 

§ 6 Leitgemeinde 
1
 Die KESB Birstal verfügt nicht über eine eigene Rechtspersönlichkeit. Die administrative Geschäfts-

führung wird in die Zuständigkeit einer Leitgemeinde übertragen und durch die Vertragsgemeinden 
angemessen entschädigt. 

2 
Die Leitgemeinde wird von der Versammlung der Gemeindedelegierten für eine Dauer von mindes-

tens vier Jahren eingesetzt. 

3 
Die Leitgemeinde ist verantwortlich für die Buchführung der KESB Birstal und integriert diese in ihre 

Gemeinderechnung. Die Rechnungs- und die Geschäftsprüfung wird von der Rechnungs- bzw. der 
Geschäftsprüfungskommission der Leitgemeinde wahrgenommen. 

4 
Die Zuständigkeit der Rechnungs- bzw. Geschäftsprüfungskommissionen der Vertragsgemeinden 

richtet sich nach dem Gemeindegesetz.
2
 

5 
Sämtliche Vertragsverhältnisse welche in Zusammenhang mit der administrativen Geschäftsführung 

für die KESB Birstal stehen, liegen in der Zuständigkeit der Leitgemeinde. 

6 
Für das Personal der KESB Birstal gilt das Personalrecht der Leitgemeinde als Anstellungsinstanz. 

 

Organisation der KESB Birstal 

§ 7 Behörde 
1
 Die Leitgemeinde ist Amtssitz der KESB Birstal, ungeachtet des Standortes an dem sich die Büro-

räumlichkeiten befinden. 

2
 Die KESB umfasst: 

a. die Leitung; 

b. zwei Spruchkörper; 

c. das Behördensekretariat; 

d. die Berufsbeistandschaft. 

                                                
2
 Gesetz über die Organisation und die Verwaltung der Gemeinden (Gemeindegesetz) vom 28. Mai 1970 
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§ 8 Leitung 
1 

Das Präsidium eines der beiden Spruchkörper bzw. dessen Stellvertretung nimmt die Leitung der 
Behörde wahr. 

2 
Die Leitung nimmt an der Versammlung der Gemeindedelegierten mit beratender Stimme teil. 

§ 9 Spruchkörper 
1
 Jeder Spruchkörper umfasst je drei Mitglieder. 

2
 Er ist mit Sachverständigen aus den Bereichen Rechtswissenschaft und Sozialarbeit besetzt und 

kann mit Sachverständigen aus weiteren Bereichen wie Psychologie, Pädagogik, Medizin, Finanzwe-
sen oder Kindes- und Erwachsenenschutzwesen besetzt werden. 

3
 Er stellt die Stellvertretung und den Pikettdienst sicher. 

§ 10 Berufsbeistandschaft 

Jede Vertragsgemeinde stellt je die notwendigen Berufsbeistandschaften bereit, sofern diese nicht 
von der KESB Birstal geführt werden. Sie kann Dritte mit der Bereitstellung der Berufsbeistandschaft 
beauftragen.  

§ 11 Sozialarbeiterische Abklärungen 

Soweit die sozialarbeiterischen Abklärungen nicht durch die KESB Birstal durchgeführt werden, beauf-
tragt die KESB Birstal die sozialen Dienste der Vertragsgemeinde mit den sozialarbeiterischen Abklä-
rungen für Personen in ihrem Zuständigkeitsbereich. Diese erstatten der Behörde Bericht und Antrag. 
Die Gemeinde kann Dritte mit der Abklärung betrauen. 

§ 12 Stellen 
1
 Die Versammlung der Gemeindedelegierten legt die Anzahl der unbefristeten Stellen der KESB Birs-

tal fest. 

 

§ 13 Anstellung  

1 
Die Versammlung der Gemeindedelegierten evaluiert und empfiehlt der Leitgemeinde zur Anstellung: 

a. die leitende Person der KESB Birstal, die gleichzeitig präsidierende Person eines Spruchkörpers 
ist; 

b. die präsidierende Person des 2. Spruchkörpers; 

c. die Mitglieder der Spruchkörper; 

d. die Mitarbeitenden des Behördensekretariats gemäss § 62 Absatz 4 EG ZGB;  

e. die Mitarbeitenden der Berufsbeistandschaft innerhalb der KESB.  

2 
Die Leitgemeinde vollzieht die Anstellungen gemäss Empfehlungen der Versammlung der Gemein-

dedelegierten. 

3 
Die Versammlung der Gemeindedelegierten kann die Evaluation des Personals dem Geschäfts-

Ausschuss der Gemeindedelegierten übertragen. 

 

Kosten 

§ 14 Grundsätze  
1
 Die Vertragsgemeinden tragen gemeinsam die Kosten der Behörde. 

2
 Die Kostenverteilung unter den Vertragsgemeinden richtet sich nach den §§ 15 und 16. 

3
 Die Kostenanteile gemäss den §§ 15 und 16 sind für die einzelnen Vertragsgemeinden gebundene 

Ausgaben. 
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§ 15 Investitionen  
1
 Investitionen, welche ungebundene Ausgaben sind, bedürfen der Zustimmung jeder Vertragsge-

meinde. 

2
 Die gemeindeinterne Zuständigkeit richtet sich nach der jeweiligen Gemeindeordnung. 

3
 Die Kosten für Investitionen werden anhand der Einwohnerzahlen per 1. Januar des Rechnungsjah-

res in welchem sie anfallen auf die Vertragsgemeinden verteilt. 

§ 16 Laufende Kosten  
1
 Die laufenden Kosten umfassen folgende Kostenarten: 

a. Lohnkosten; 

b. Sozialversicherungskosten; 

c. Weiterbildungskosten; 

d. Übriger Personalaufwand; 

e. Büromaterial, Drucksachen, Kopien; 

f. Informatikkosten; 

g. Unterhalt- und Gerätekosten; 

h. Büromiete; 

i. Porti, Gebühren, Telefon; 

j. Kontroll- und Revisionskosten; 

k. Bankspesen und Gebühren; 

l. Versicherungen; 

m. Übriger Sachaufwand. 

2
 Sie werden wie folgt auf die Vertragsgemeinden verteilt: 

a. 30% anhand der Einwohnerzahlen per 1.Januar des Rechnungsjahres; 

b. 70% im Verhältnis des auf die Fallbearbeitung pro Vertragsgemeinde anrechenbaren Zeitauf-
wands. 

§ 17 Spezielle Kosten  
1
 Folgende spezielle Kosten werden wie folgt von den Vertragsgemeinden getragen: 

a. die Kosten für Massnahmen, für uneinbringliche Gebühren, Betreibungs- und Rechtskosten, Ent-
schädigungen sowie Spesenersatz und weitere Kosten im Zusammenhang mit Massnahmen 
werden von der für den betreffenden Fall zuständigen Niederlassungsgemeinde oder Aufent-
haltsgemeinde getragen; 

b. die Kosten für Rückgriffsforderungen in Haftungsfällen werden anhand der erhobenen Einwoh-
nerzahlen per 1. Januar des Rechnungsjahres auf die Vertragsgemeinden verteilt; 

c. die Kosten für unrechtmässige fürsorgerische Unterbringungen werden anhand der erhobenen 
Einwohnerzahlen per 1. Januar des Rechnungsjahres auf die Vertragsgemeinden verteilt. 

§ 18 Budget und Rechnung  

Die Leitung der KESB erstellt jährlich zuhanden der Versammlung der Gemeindelegierten ein Budget 
und eine Jahresrechnung über die Ausgaben und Einnahmen der Behörde. Diese leitet das Budget 
und die Jahresrechnung mit einer Empfehlung an die Leitgemeinde weiter.  
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Übergangs- und Schlussbestimmungen 

§ 19 Abschluss, Genehmigung  

1
 Dieser Vertrag wird durch den Gemeinderat aller Vertragsgemeinden abgeschlossen. 

2
 Er bedarf der Genehmigung der Gemeindeversammlung bzw. des Einwohnerrates der Vertragsge-

meinden sowie der Genehmigung durch den Regierungsrat. 

§ 20 Inkrafttreten 
1 

Dieser Vertrag tritt per 1. Januar 2013 in Kraft, wenn mindestens 5 Gemeinden dem Vertrag zustim-
men.  

§ 21 Vertragsdauer und Kündigung 
1 
Dieser Vertrag wird für eine Dauer von vier Jahren abgeschlossen.  

2 
Der Vertrag kann unter Einhaltung einer Frist von 12 Monaten von jeder Vertragspartei schriftlich je-

weils auf den 31. Dezember gekündigt werden.  

3 
Ohne Kündigung verlängert sich die Vertragsdauer jeweils stillschweigend um zwei Jahre. 

§ 22 Leitgemeinde während der ersten vier Jahre  

Ab dem 1. Januar 2013, während einer Dauer von vier Jahren übt die Gemeinde Arlesheim die Funk-
tion der Leitgemeinde aus. 

 
://: Der Vertrag über die regionale Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde (KESB) Birstal wird 

einstimmig genehmigt. 
 
 
Traktandum 5 
Mitteilungen des Gemeinderats 
Gemeinderat Thomi Jourdan informiert, dass der Teilzonenplan Polyfeld in Angriff genommen wurde 
und eine dreiteilige Mitwirkungsreihe beginnt; der erste Termin ist der 24. Januar 2013. 
 
 
Traktandum 6 
Verschiedenes 
Johannes Donkers reicht im Namen der SP Muttenz eine Anfrage gemäss § 69 Gemeindegesetz zum 
Thema ‚Lichtverschmutzung‘ ein. 
 
Gemeindekommissionspräsident Martin Thurnheer reicht im Namen einiger Mitglieder der Gemeinde-
kommission eine Anfrage gemäss § 69 Gemeindegesetz zum Thema ‚Bauprojekt Altersheim‘ ein. 
 
Daniel Schneider wünscht, dass über die bereits beschlossene Trinkwasseraufbereitungsanlage in-
formiert wird (Planungsstand, Ausgestaltung und Kosten). 
 
Jacques Bugnon erinnert an seine Frage im Zusammenhang mit der Leistungsvereinbarung SPITEX 
(Gemeindeversammlung vom 18. Oktober 2012).  
 
Die vorgenannten Anfragen werden an der nächsten Gemeindeversammlungssitzung beantwortet. 
 
Dominik Straumann wird als Mitglied der Gemeindekommission verabschiedet (Austritt per 31. De-
zember 2012) und seine Arbeit verdankt. 
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Der Beschluss zu Traktandum 4 unterliegt dem fakultativen Referendum gemäss § 49 Ge-
meindegesetz. Die Referendumsfrist beträgt 30 Tage ab dem 11. Dezember 2012 und endet somit am 
10. Januar 2013. 
 
 
Schluss der Versammlung: 22.25 Uhr. 
 
 

IM  NAMEN  DER  GEMEINDEVERSAMMLUNG 

 Der Präsident Der Verwalter 

 
 
 Peter Vogt Sebastian Helmy 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler Gemeinderat (7x) 

  Gemeindeverwalter Sebastian Helmy 

 Bauverwalter Christoph Heitz 

 alle Abteilungsleitende 

 Webmaster 
  (für Website Gemeinde Muttenz und Muttenzer Amtsanzeiger vom 21.12.2012) 

 Ressort Kommunikation 
 (für Anschlagkasten Gemeindehaus) 

  Sekretariat GR / GV 
 (Original in Ordner "Gemeindeversammlung, Beschlüsse") 


